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        I. über die Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange (TÖB) Nr. 1.1 bis 3.3 
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1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

TÖB 5.3/6.2/8.2 (Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MS, 30.03.16) 
 
 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird beachtet, wie folgt: 
 
Die untere Abfall- und Bodenschutzbehörde/Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
wurde im Verfahren zur 9. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ und 
parallel im Verfahren zur 13. Änderung des Flächennutzungsplanes beteiligt. Demnach 
sind keine Altlasten im Plangebiet bekannt. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte für 
einen Altlastenverdacht. 
 
Der entsprechende Hinweis ist bereits im Umweltbericht, Abschnitt 2.a.5 „Schutzgut 
Boden“ enthalten. 



4 
 

2.1/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 1.2/5.6/6.3/6.5/8.3 (Landkreis MSE, 03.05.16) 
 
keine Hinweise 
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2.1/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
 

TÖB 1.2/5.6/6.3/6.5/8.3 (Landkreis MSE, 03.05.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 2.3 (Straßenbauamt Neustrelitz, 15.03.16) 
 
 
keine Hinweise (Zustimmung) 
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2.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 8.4 (Stadt Neubrandenburg, untere Immissionsschutzbehörde, 05.04.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.4 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 13.1 (Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern, 01.04.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.5 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
TÖB 13.2 (Industrie- und Handelskammer Neubrandenburg, 04.04.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.6 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 15.3 (Stadt Neubrandenburg, untere Denkmalschutzbehörde, 29.03.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.7 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 18.4 (Handelsverband Nord, 29.03.16) 
 
 
keine Hinweise 
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2.8 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 18.5 (NABU Landesverband M-V, 22.03.16) 
 
 
keine Hinweise 
 
(gemeinsame Stellungnahme zur 9. Änderung des B-Planes Nr. 7 und zur 13. Änderung 
des Flächennutzungsplanes) 
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3.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 2.5 (Stadt Neubrandenburg, untere Verkehrsbehörde, 08.03.16) 
 
 
Stellungnahme ohne Relevanz für das Flächennutzungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Flächennutzungsplan enthält am Ostrand der Wohnbaufläche die Darstellung einer 
Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen (hier für eine Lärmschutzanlage). Damit wird dem aus Richtung Neustre-
litzer Straße zu erwartenden Verkehrslärm angemessen Rechnung getragen. Aufgrund 
der Maßstabsebene und inhaltlichen Ausrichtung erfolgen im FNP darüber hinaus 
grundsätzlich keine Aussagen zu zulässigen Höchstgeschwindigkeiten auf Straßen. Eine 
Absenkung dieser ist weder in der Begründung erwähnt, noch planerisches Ziel. 
 
Damit sind auch die aufgeführten, zum B-Plan-Verfahren abgegebenen Stellungnah-
men und Protokolle für den Flächennutzungsplan nicht relevant. 
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3.2/1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

1  

 
TÖB 4.5 (neu.sw Neubrandenburger Stadtwerke GmbH, 05.04.16) 
 
 
Stellungnahme ohne Relevanz für das Flächennutzungsplanverfahren 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie enthält überwiegend Hinweise zu 
notwendigen Netzerweiterungen verschiedener Medien und zur Mitbenutzung öffent-
licher Verkehrsflächen. Inhaltlich sind die Hinweise erst für die nachfolgenden Pla-
nungsebenen (Bebauungsplan, Erschließungsplanung, Grundstücksverkehr) bzw. für die 
Bauphase bedeutend. Sie werden – soweit B-Plan-bezogen - im Verfahren zur 9. Ände-
rung des B-Planes Nr. 7 „Lindenberg-Süd“ abgewogen.  
 
Änderungserfordernisse für den Flächennutzungsplan bzw. dessen Begründung erge-
ben sich daraus nicht. 
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3.2/2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
TÖB 4.5 (neu.sw Neubrandenburger Stadtwerke GmbH, 05.04.16) 
 
 
Stellungnahme ohne Relevanz für das Flächennutzungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
keine Betroffenheit des FNP 
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3.3 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

TÖB 15.2 (Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V, 16.11.15) 
 
 
Stellungnahme ohne Relevanz für das Flächennutzungsplanverfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zu den Bau-, Kunst- und Bodendenkmalen sind bereits bei der Planauf-
stellung berücksichtigt worden. 
 
Der Hinweis zu möglichen archäologischen Funden bei Bauarbeiten und sich daraus 
ergebenden Pflichten der Bauherren ist erst auf Ebene der Erschließungsplanung rele-
vant. 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung: 
Bei Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (Anschreiben 
vom 02.03.16) zum Planentwurf erfolgte keine Antwort. Deshalb wird hier auf die Be-
teiligung zum Vorentwurf eingegangen. 
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1.1/1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
Bürger 1 (17.11.15) 
 
Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
1. Der Hinweis wird nicht beachtet. 
 
Im Flächennutzungsplan ist für die vorgeschlagene Fläche die Darstellung als Spielplatz 
bereits enthalten. Dieses Planungsziel bleibt bestehen, deshalb ist eine Einbeziehung in 
den Änderungsbereich nicht erforderlich. Die Möglichkeit der Errichtung eines moder-
nen Spiel-/Bolzplatzes wird auch bereits im parallelen Verfahren zur 9. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 7 gesichert. Die inhaltliche Gestaltung und Bauausführung obliegt 
dem Eigentümer bzw. dem Erschließungsträger für die neuen Wohnbauflächen. Die 
Anregung bezüglich einer Skateranlage wurde an das Städtische Immobilienmanage-
ment/Abt. Projektmanagement/Technik weitergeleitet. 
 
2. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
 
Der Flächennutzungsplan stellt die Grundzüge der städtebaulichen Entwicklung und der 
Bodennutzung für die Gesamtstadt dar, er enthält keine verkehrsrechtlichen Regelun-
gen. Die Anregung zu einem Tempolimit ist bei der Stadtverwaltung bereits bekannt, 
der Hinweis wird an die zuständige untere Verkehrsbehörde (Abt. Ordnung, Verkehr und 
Gewerbe) weitergeleitet. 
 
3. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
 
Die Anregung betrifft Flächen außerhalb des Änderungsbereiches, der Flächennut-
zungsplan trifft aufgrund der Maßstabsebene (1:10.000) auch keine Detailaussagen zur 
verkehrlichen Erschließung. Der Hinweis wird unabhängig davon an die Abt. Stadtpla-
nung/SB Verkehrsplanung weitergeleitet. 

1 

2 

3 
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1.1/2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 
 

 

 
Bürger 1 (17.11.15) 
 
 
 
 
4. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
 
Der Flächennutzungsplan trifft aufgrund der Maßstabsebene (1:10.000) keine Detail-
aussagen zur verkehrlichen Erschließung. Grundsätzlich ist die Fläche aber bereits über 
die Platanenstraße verkehrlich erschlossen und war bisher für eine gewerbliche Nut-
zung (mit einem im Vergleich zu heute deutlich höheren Verkehrsaufkommen) vorgese-
hen. Eine Ein- und Ausfahrt über die B 96 ist aufgrund der überregionalen Verbin-
dungsfunktion der Bundesstraße und des dort zu gewährleistenden Verkehrsflusses 
nicht möglich. Der Hinweis wird im Verfahren zur 9. Änderung des Bebauungsplanes  
Nr. 7 abgewogen. 
 

 

4 
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1.2/1  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
Bürger 2 (19.11.15 und 04.04.16) 
 
Die Stellungnahme (19.11.16) wird nicht berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 1.1 Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Der angegebene Abstand bezieht sich auf ungehinderte Schallausbreitung ohne Lärm-
schutzmaßnahmen und ist damit hier nicht anzuwenden, weil aktive Schallschutzmaß-
nahmen zum Tragen kommen. Die Grundsätze der Städtebauhygiene sind auf Flächen-
nutzungsplan (FNP) -Ebene mit der Darstellung einer Fläche für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes ausreichend gewahrt. Die entsprechende Signatur (Za-
ckenlinie für eine Lärmschutzanlage an der Bundesstraße) weist auf Lärmvorsorgemaß-
nahmen hin, die im parallelen Verfahren zur 9. Änderung des B-Planes Nr. 7 detailliert 
beschrieben und planerisch umgesetzt werden (siehe Abwägung des wortgleichen Hin-
weises im B-Planverfahren). 
 
Zu 1.2 Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Einhaltung von Schallschutznormen wurde bereits bei der Planaufstellung zur Än-
derung des FNP und im parallelen Verfahren zur 9. Änderung des B-Planes Nr. 7 beach-
tet. Mit der Umsetzung der aktiven und passiven Schallschutzmaßnahmen lt. B-Plan 
werden die gesetzlichen Vorgaben für gesunde Lebensverhältnisse gewährleistet, der 
Nachweis hierfür wurde mit der Schallimmissionsuntersuchung erbracht. 
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1.2/2  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
Zu 1.3 Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Rahmenbedingungen zur gesamtstädtischen und der auf diesen Standort bezoge-
nen Gewerbeflächen- und Wohnungsbaunachfrage haben sich im Vergleich zur B-Plan-
Aufstellung 1990-1994 deutlich geändert. Ein Bedarf für die Ansiedlung großer publi-
kumsintensiver Verwaltungseinrichtungen oder ähnlicher eingeschränkter Gewerbenut-
zungen in Stadtrandlage ist perspektivisch nicht gegeben und aus Gesamtstadtsicht 
auch nicht mehr Planungsziel. Die ursprünglichen Planungsansätze und das daraus re-
sultierende städtebauliche Konzept sind deshalb geändert worden, auch um die Bau-
leitpläne hier mangels Umsetzbarkeit nicht funktionslos werden zu lassen. Auf FNP-
Ebene wird der nötigen Lärmvorsorge durch die unter Abwägung zu Punkt 1.1 genann-
te Darstellung Rechnung getragen. Eine detailliertere Auseinandersetzung mit dem 
Hinweis erfolgt auf B-Plan-Ebene (siehe Abwägung des wortgleichen Hinweises im B-
Planverfahren und vorgeschlagene Schallschutzmaßnahmen). 
 
Zu 1.4 Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Der FNP enthält keine stadtgestalterischen Aussagen zur Fläche. Diese werden auf B-
Plan-Ebene behandelt. 
 
Zu 1.5 Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Attraktivität der Fläche für Gewerbeansiedlungen ist durch die unmittelbare Nach-
barschaft zum bestehenden Wohngebiet, die fehlende direkte verkehrliche Anbindung 
an die Bundesstraße und stadtgestalterische Festsetzungen im B-Plan deutlich einge-
schränkt. Außerdem bestehen in der Gesamtstadt und im südlichen Stadtgebiet (An der 
Landwehr, Bethanienberg) ausreichend Alternativflächen für eingeschränkte Gewerbe-
nutzungen. Der Umnutzung für die stark nachgefragte und ebenfalls ins städtebauliche 
Konzept der Nutzungsmischung passenden Funktion Wohnen wird deshalb Vorrang vor 
einer weiteren Reserveflächensicherung für Gewerbe gegeben. Die Umnutzung ist im 
Rahmen der Änderung des FNP und des Bebauungsplanes planungsrechtlich zulässig. 
 
Zu 1.6 Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
 
Zu 1.7 Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Planänderungen erfolgen rechtskonform auf Grundlage des Baugesetzbuches (u. a. 
mit Beteiligung der Öffentlichkeit sowie Abwägung privater und öffentlicher Belange). 
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1.2/3  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 
Zu 1.6 /2. Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Das Planverfahren wird auf Grundlage des Baugesetzbuches im zweistufigen Verfahren 
mit einer Umweltprüfung und einem Umweltbericht durchgeführt. Vermarktungsaktivi-
täten des Grundstückseigentümers erfolgen unabhängig davon und auf eigenes Risiko. 
 
Zur Anmerkung: 
Die Einhaltung der Beurteilungspegel erfolgt über die Lärmschutzanlage entlang der 
Neustrelitzer Straße. Nur in Teilen des Allgemeinen Wohngebietes (lt. B-Plan) und nur 
in der Nacht werden die Orientierungswerte der DIN 18005 durch die prognostizierten 
50 dB(A) bis zu 5 dB(A) überschritten. Diese Überschreitung ist zumutbar, da der Auf-
enthalt im Freien zwischen 22:00 Uhr und 6:00 Uhr eher eine Ausnahme darstellt. 
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1.2/4  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

Bürger 2 (04.04.16) 
 

 

Die Stellungnahme (04.04.16) wird nicht berücksichtigt. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zu a: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die Grundsätze der städtebaulichen Planung bezüglich des Schutzes vor Lärm wurden 
bereits frühzeitig in die Planung einbezogen. Im Ergebnis wird auf Bebauungsplanebene 
eine aktive Lärmschutzmaßnahme zwischen der Quelle (Straße, Gewerbe) und dem Im-
missionsort (Wohnbebauung) festgesetzt. Im FNP erfolgt eine entsprechende Darstel-
lung. Hinter der Lärmschutzanlage werden die geforderten Immissionsrichtwerte einge-
halten. Es besteht kein Erkrankungsrisiko.  
Beide Bauleitplanverfahren erfolgen auf der Grundlage des Baugesetzbuches, dabei 
wurden die Grundsätze der Bauleitplanung gemäß § 1 (6) BauGB beachtet. Eine detail-
liertere Auseinandersetzung mit dem Hinweis erfolgt auf B-Plan-Ebene (siehe Abwä-
gung des wortgleichen Hinweises im B-Planverfahren). 
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1.2/5  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

Zu b: Der Hinweis wird nicht beachtet. 
Die aufgeführten Richtlinien und Bestimmungen sind beachtet worden, sofern ein sach-
licher Bezug gegeben ist: Der Lärmaktionsplan der Stadt Neubrandenburg enthält keine 
Aussagen zu Maßnahmen, die das Plangebiet betreffen. Das Ziel der Umgebungslärm-
Richtlinie zur Reduzierung der Belastung mit Lärm ist in der Planung berücksichtigt 
worden, indem die in den Lärmkarten des LUNG M-V auf Regionalebene 2007 und 2012 
veröffentlichten Verkehrsbelastungen durch eine standortbezogene verkehrstechnische 
Untersuchung (2010/2011) überprüft und aktualisiert wurden. Darauf aufbauend wurde 
eine Schallimmissionsuntersuchung (2015) erstellt. 
 
Im Ergebnis sind die vom LUNG M-V für die Lärmkartierungen nach Umgebungslärm-
richtlinie verwendeten Verkehrsbelastungen aus heutiger Sicht als deutlich zu hoch 
einzuschätzen und stellen keine belastbare Grundlage für eine Verkehrsprognose mehr 
dar. 
 
Detailliertere Erläuterungen sind der Abwägung des wortgleichen Hinweises zur 9. Än-
derung des Bebauungsplanes Nr. 7 zu entnehmen. 
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1.2/6  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
Zu c: Der Hinweis wird nicht beachtet. 

 
Erster Anstrich: In der DIN 18005 werden in Tabelle 1 beispielhaft Abstände angege-
ben, die bei ungehinderter Schallausbreitung (freier Sichtverbindung) und ohne Lärm-
schutzmaßnahmen ungefähr erforderlich sind, um bestimmte Beurteilungspegel nachts 
nicht zu überschreiten. Ein ausreichender Abstand zur Lärmquelle ist lediglich eine 
Möglichkeit, um einen bestimmten Beurteilungspegel zu gewährleisten, alternativ sind 
andere Maßnahmen z.B. in Form von aktiven oder passiven Schallschutzmaßnahmen 
möglich. Da ein großer Abstand zwischen Verkehrswegen und Bauflächen in Siedlungs-
bereichen nicht umsetzbar ist, werden in diesem Fall insbesondere aktive Lärmschutz-
maßnahmen im Bebauungsplan vorgesehen. Damit wird der FNP-Darstellung zum 
Lärmschutz Rechnung getragen. 
 
Zweiter Anstrich: Die RLS -90 weist auf die Beachtung folgender Rangordnung hin: 
I. Im Rahmen der Planung sollen Lärmeinwirkungen auf schutzbedürftige Gebiete mög-
lichst bereits durch verträgliche Flächenzuordnungen vermieden werden. 
II. Soweit Grenzwertüberschreitungen dadurch nicht vermieden werden können, ist 
Abhilfe durch bauliche Schutzmaßnahmen an der Straße zu schaffen. 
III. Kommen derartige Maßnahmen an der Straße nicht n Betracht oder reichen sie 
nicht aus, so sind Aufwendungen für erforderliche Lärmschutzmaßnahmen an der be-
troffenen baulichen Anlage zu erstatten. 
Diese Rangordnung wurde abgearbeitet. Da ein großer Abstand zu Verkehrsflächen in 
Siedlungsflächen entsprechend I. nicht möglich ist, wurden entsprechend II. Schall-
schutzmaßnahmen im Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Dritter Anstrich: keine Relevanz für die Bauleitpläne. Die Formulierungen zur Ortsum-
gehung beziehen sich auf den davon betroffenen innerstädtischen Bereich. Der Lärmak-
tionsplan hat keine Aussagen zum Plangebiet getroffen. Wäre das Vorhaben zum Zeit-
punkt der Erarbeitung des Lärmaktionsplanes schon realisiert gewesen, dann wäre es bei 
den dann an der Wohnbebauung berechneten Schallimmissionen nicht als Konflikt 
ausgewiesen worden, da die Umweltziele erfüllt wären (Die Wohnbebauung wäre be-
reits durch eine Lärmschutzanlage an der Bundesstraße geschützt.). 
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1.2/7  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
Zu d: Der Hinweis wurde bereits in der Planung beachtet. 
Die Luftbelastung in Neubrandenburg wird an der Messstelle des LUNG M-V am Pfer-
demarkt überwacht. Dabei werden insbesondere verkehrsspezifische Schadstoffe unter-
sucht. Dies ist nach Einschätzung des LUNG und der Immissionsschutzbehörde der "Hot-
spot" der Luftbelastung in der Stadt. Selbst hier kommt es zu keinen regelmäßigen 
Grenzwertüberschreitungen. Die Luftbelastung an der gut durchlüfteten B 96 im be-
troffenen Abschnitt ist unstrittig wesentlich geringer. Untersuchungen zu dieser Belas-
tung sind somit nicht notwendig. Eine entsprechende Erläuterung wird in die Begrün-
dung zur FNP-Änderung (Umweltbericht, Punkt 2.a.1 Schutzgut Mensch) aufgenom-
men. 
 
Zu e: Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Der Flächennutzungsplan legt die konkrete Ausführung der Lärmschutzanlage nicht 
fest. Es wird planerisch lediglich ausgeführt, dass an der Bundesstraße Lärmschutzmaß-
nahmen erforderlich sind. Zur Klarstellung werden die Begründungen zu beiden Bau-
leitplänen angepasst – es wird nur noch auf ein „Lärmschutzbauwerk“ bzw. eine „Lärm-
schutzanlage“ verwiesen. Die konkrete Ausführung bleibt der Objektplanung überlassen, 
einzuhalten sind dabei zwingend die Lage und die Höhe der Anlage von 5 Metern (siehe  
geänderte Begründungen/Umweltberichte bzw. Abwägung zur 9. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 7). 
 
Zu f: Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Immissionsprognosen berücksichtigen grundsätzlich die topographischen Gegebenhei-
ten. 
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1.2/8  Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
 
Zu g: Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Die Abwägung erfolgt im Verfahren zur 9. Änderung des B-Planes Nr. 7. 
 

 

Zu h: Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
Die Abwägung erfolgt im Verfahren zur 9. Änderung des B-Planes Nr. 7. 
 

 
Zu i: Der Hinweis ist nicht für den Flächennutzungsplan relevant. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung: 
Der Einspruch/Widerspruch zum B-Plan Nr. 7 vom 18.09.15 wird im Verfahren zur 9. 
Änderung des B-Planes Nr. 7 abgewogen. Zur Abwägung des Einspruchs/Widerspruchs 
zum Flächennutzungsplan vom 19.11.15 siehe vorherige Seiten (Punkt II.1.2/1-3). 
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III.1.1 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
Stadt Burg Stargard (07.03.13) 
 
 
keine Hinweise  
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III.1.2 Hinweise und Stellungnahmen Abwägungsvorschlag 

 

 

 
Gemeinde Groß Nemerow (08.03.13) 
 
 
keine Hinweise  
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